
Liebe Leserinnen und Leser,

diese Sommerdoppelnummer der Avanti O. berichtet wie gewohnt
über gewerkschaftliche Kämpfe. Diesmal im Einzelhandel – auch beim
Hagebaumarkt Ziesak.
In den letzten Wochen wurden wir medial ja förmlich über-
schwemmt mit Berichten zum und um den G20-Gipfel in Hamburg.
Unsere BerichterstatterInnen waren mitten drin statt nur dabei und
können in Wort und Bild etwas aus der Sicht der Protestierenden bei-
tragen. Aufunserer Website findet Ihr noch mehr zum Thema.
Am 30. Juni 2017 starb fast neunzigjährig die unermüdliche Kämp-
ferin – nicht nur – für Frauenrechte Simone Veil. Einen Nachruf findet
ihr in diesem Heft.
Mit zwei Beiträgen blicken wir aufdas Revolutionsjahr 1917 zurück.
Wir wünschen Euch eine anregende Lektüre!

Eure Redaktion
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ISO Oberhausen

Solidarität mit den Streiks im Einzelhandel!

D
ie Gewerkschaft verdi hatte den Tarifvertrag über
Gehälter, Löhne und Ausbildungsvergütungen zum
31 . März 2017 gekündigt. Sie fordert für die rund

490.000 Einzelhandelsbeschäftigten in Deutschland
mehr Geld.
Im Einzelnen lauten die Gewerkschafts-Forderungen:
• Erhöhung der Löhne und Gehälter um 6 %
• Anhebung der Ausbildungsvergütungen ummonatlich 100 €
• Tarifliches Mindesteinkommen von 1 .900 €
• Laufzeit: 12 Monate
Nicht zuletzt verlangt verdi von den Unternehmen, gemeinsam

die Tarifverträge des Einzelhandels für allgemeinverbindlich er-
klären zu lassen. Dies war bis zum Jahr 2000 üblich, um Lohn-
dumping im Einzelhandel zu verhindern.
In der vierten Verhandlungsrunde am 4. Juli boten die Arbeit-

geber nach zwei Nullmonaten zwei Prozent im ersten Jahr und
ab dem 1. Mai 2018 weitere 1,8 Prozent. Die Ausbildungsvergü-
tungen sollen um die gleichen prozentualen Erhöhungen jeweils
zum 1. September 2017 und 2018 steigen.
Auch dieses Angebot entspricht in keiner Weise den Erwar-

tungen der KollegInnen. Die Streiks werden also fortgesetzt.
Auch im Einzelhandel gilt: Nur wer kämpft, kann gewinnen! 

C. P.____
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Baumarkt Hagebau Ziesak

Bisher kein Tarifvertrag für die KollegInnen in Oberhausen

R. J.___

M
it 99 % Zustimmung wurde am 26.05.2017 die Urabstim-
mung bei Ziesak abgeschlossen. Dieses starke Signal
führte dazu, dass bereits wenige Tage später das erste Ta-

rifgespräch zwischen der Gewerkschaft verdi und der Ge-
schäftsleitung von Ziesak stattfand. Das Ergebnis der ersten
Verhandlung war eine Gesamtzusage der Geschäftsleitung, dass
die Beschäftigten 2017 das tarifliche Urlaubsgeld mit der Juli-
Abrechnung erhalten und die Tarifverhandlungen am
21.06.2017 fortgesetzt würden. Auf der verdi-Mitgliederver-
sammlung wurde am gleichen Abend mit einer hohen Beteili-
gung der Beschäftigten die Gesamtzusage vorgestellt. Die
Beschäftigten freuten sich über das Ergebnis, stellten aber
gleichzeitig fest, dass dies in der Perspektive nicht ausreiche.
Bei Ziesak liegen die Löhne und Gehälter zum Teil bis zu 30 %
unterhalb des Tarifvertrages im Einzelhandel. Die geringfügig
Beschäftigten erhalten nur den Mindestlohn in Höhe von 8,84 €.
Dagegen liegt die Arbeitszeit mit 40-42 Stunden pro Woche
deutlich über der tariflich festgelegten Arbeitszeit von 37,5
Stunden. Ebenso erhalten die Beschäftigten viele Leistungen
aus dem Tarifvertrag nicht. So würden die KollegInnen ohne
ihr Engagement und ihre Kampfbereitschaft 2017 kein Urlaubs-
geld erhalten.
Kurz vor dem Verhandlungstermin im Juni rief verdi die Be-
schäftigten des Baumarkts zu zweistündigen „kämpferischen

Mittagspausen“ auf. Dabei präsentierten ca. 50 KollegInnen ge-
meinsam mit VertreterInnen von verdi an der Mülheimer Stra-
ße ihre Forderung nach Anwendung der Tarifverträge im
Einzelhandel, um dieser Nachdruck zu verleihen.
Die Mitgliederversammlung am 22.06.2017, dem Tag nach der
Tarifverhandlung, war gut besucht, der Bericht von verdi über
den Stand der Verhandlungen stieß aufgroßes Interesse:
Ein großer Knackpunkt ist unter anderem, ab wann die Ta-
riflöhne für den Einzelhandel bei Ziesak gezahlt werden sollen.
Verdi fordert die sofortige Zahlung der Tariflöhne, dagegen
bietet Ziesak an, dass erst nach fünf Jahren durch einen Stufen-
plan das Tarifniveau des Einzelhandels NRW erreicht werden
soll. Dieses Angebot ruft bei den verdi-Mitgliedern Unver-
ständnis hervor und wird von ihnen klar abgelehnt. Der Ar-
beitskampfwird somit fortgesetzt.
Der Korrespondent bedauert, dass er eher zufällig von der
„kämpferischen Mittagspause“ erfahren hat. Es wäre sicherlich
noch mehr Druck möglich gewesen, wenn die (potentielle)
Kundschaft des Baumarkts in die Auseinandersetzungen um
eine tarifliche Bezahlung mit einbezogen worden wäre. Denn
Vielen ist es durchaus nicht egal, unter welchen Bedingungen
die Beschäftigten arbeiten, dort, wo sie einkaufen. Es gab aber
keine Möglichkeit für sie, sich mit den KollegInnen solidarisch
zu zeigen. 
Quellen: Pressemitteilungen von verdi und eigene Beobachtungen.

Ein Großteil der Beschäftigten des Baumarktes Hagebau Ziesak an der Mülheimer Straße hat sich gewerk-
schaftlich bei verdi organisiert und fordert einen Tarifvertrag. Mitte März schrieb verdi die
Unternehmensleitung an, verbunden mit der Aufforderung, einen Anerkennungstarifvertrag zu unter-
zeichnen. Als keine Antwort erfolgte, verliehen die KollegInnen ihrer Forderung Nachdruck.

Unterstützt die gemobbten Betriebsräte von H&M!
C.P.___

E
s ist nicht neu, dass die Modekette Hennes &Mauritz syste-
matisch gegen Interessenvertretungen der Belegschaft vor-
geht. Von Dezember 2012 an kämpfte Damiano Quinto,

langjähriger Betriebsratsvorsitzender in der Trierer Filiale der
Modekette Hennes & Mauritz, um seinen Arbeitsplatz. Nach
mehreren Anträgen zu seiner fristlosen Kündigung stellte endlich
im Mai 2016 das Bundesarbeitsgericht fest: Die Kündigung des
engagierten Gewerkschafters ist unwirksam, die vom Unterneh-
men vorgebrachten Kündigungsgründe nicht stichhaltig.
Nun versucht H&M in mehreren Fällen wieder, Betriebsrats-

mitglieder, die ihre Aufgabe ernst nehmen, loszuwerden. Betrof-
fen sind Betriebsräte in Leverkusen, Bonn und Tübingen.
Der aktuelle Fall in Leverkusen: Seit November 2016 ist ein am-

tierender Betriebsrat von seiner Arbeit „frei gestellt“ und befindet
sich in einem Kündigungsverfahren. Dem BR wirft H&M vor,
seinen Urlaub im letzten Jahr eigenmächtig verlängert zu haben.
Der wahre Grund ist offensichtlich seine engagierte Arbeit.
Das erstinstanzliche Urteil des zuständigen Solinger Arbeitsge-

richt fiel zu Gunsten des Leverkusener Betriebsrates aus, aber
H&M ist in Berufung gegangen.
Nun findet das Berufungsverfahren statt:

Freitag, 28.07.201 7 um 1 0:00 Uhr

Landesarbeitsgericht Düsseldorf, Ludwig-Erhard-Allee 21

40227 Düsseldorf

Unterstützerinnen und Unterstützer sind willkommen!
Quelle: www.work-watch.de
Hier findet Ihr auch weitere Informationen über die Offensive von H&Mgegen BR-Mitglieder.
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Pressemitteilung der NPA1

Zum Tod von Simone Veil

N
ach ihrem Todwurde Simone Veil von einemChor bestehend
aus den ehemaligen Führern der RPR2, der UDF3 und des FN4

gewürdigt. Genau von denjenigen, die sie auf üble Art und
Weise beschimpft haben, als Simone Veil das Gesetz zur Legalisie-
rung des Schwangerschaftsabbruchs im Jahre 1974 verteidigt hat.
Die NPA (Neue Antikapitalistische Partei) teilt diese Einhellig-

keit nicht. Trotzdem gilt unsere Hochachtung dem Mut einer
Überlebenden der nationalsozialistischen Konzentrationslager. Sie
zeigte den Mut, ein Gesetz zu verteidigen, welches kein Führer ih-
rer Partei haben wollte und welches fast alle bekämpften.
Doch der Mut von Simone Veil erinnert uns auch daran, dass

das Gesetz zur Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs einer
Mobilisierung von Frauen undMännern nicht nur in Frankreich,
sondern zum Beispiel auch in ganz Europa, den USA, Kanada, La-
teinamerika zu verdanken ist, einer Mobilisierung für das Recht
der Frauen, über ihren Körper selbst zu bestimmen.
Wir vergessen auch nicht den Mut der 343 Unterzeichnerinnen

eines Manifests, in dem sie sich selbst der Abtreibung bezichtigen.
Wir erinnern an die Petitionen der Ärzte, die illegale Schwanger-
schaftsabbrüche durchgeführt haben, und erinnern an die Unter-
stützungskomitees für die Frauen, die verfolgt wurden, weil sie bei
Abtreibungen Hilfe geleistet oder selbst abgetrieben haben, und
verweisen in diesem Zusammenhang aufden Strafprozess von Bo-
bigny. Hunderttausende von Frauen, die alljährlich heimlich unter
den Bedingungen der Illegalität abgetrieben haben, mussten dabei
ihr Leben riskieren.
Diese brodelnde und vielfältige Mobilisierungswelle hat der Re-

gierung Giscard-Chirac im Jahre 1974 die Legalisierung des
Schwangerschaftsabbruchs abgerungen.
Die Achtung vor Simone Veil gebietet es, dass der Kampf, der

auch ihr Kampfwar, nicht falsch dargestellt wird. Simone Veil hat
als Feministin sowohl das Recht der Frauen, über ihren Körper
selbst zu bestimmen, verteidigt, als auch als Gesundheitsministe-
rin die Risiken von illegalen Schwangerschaftsabbrüchen beseitigt.
Wir würdigen den Mut von Simone Veil, mit dem sie der ent-

fesselten Frauenfeindlichkeit der Abgeordneten auch ihrer eige-
nen Partei widerstanden hat. Auch sie konnte dies nur mit einer
sozialen Bewegung im Rücken, die all ihre kreativen Fähigkeiten
für die Mobilisierung einsetzte [...] .
Montreuil, den 30. Juni 2017
WirliebenmutigeMenschen. Adieu etmerciSimone. (DieÜbersetzerin)
Quelle: https://npa2009.org/communique/disparition-de-simone-veil
Übersetzerin: I. K.

Fußnoten
(1) Nouveau Parti anticapitaliste, deutsch „Neue Antikapitalisti-
sche Partei“. Im Jahr 2009 mitbegründet von der französischen
Sektion der Vierten Internationale.
(2) Rassemblement pour la République, sinngemäß „Samm-
lungsbewegung für die Republik“; ehemalige Partei der
politischen Rechten, 1979 von Jacques Chirac gegründet.
(3) Union pour la Démocratie Française, deutsch „Union für die
französische Demokratie“; ehemalige Partei der rechten Mitte.
(4) Front national, deutsch „Nationale Front“, Partei der extre-
men Rechten in Frankreich.

Simone Veil
• Geboren am 13. Juli 1927 in Nizza.
• Im März 1944 wurde sie nach Auschwitz und Bergen-Bel-
sen verschleppt, wo sie ihre Eltern und ihren Bruder verlor.
Nach dem Krieg studierte sie Jura und erwarb ein Diplom der
Hochschule für politische Studien in Paris.
• Ihren Berufsweg begann sie 1957 im Justizministerium
(bis 1968); 1969 wurde sie fachliche Beraterin im Kabinett
des Ministerpräsidenten Pleven. 1970 übernahm sie die Stel-
le der Generalsekretärin des Obersten Richterrates, der
höchsten Verwaltungsinstanz der französischen Richter. Von
1974 - 1979 bekleidete sie verschiedene Ministerposten (1974
bis 1978 Gesundheitsministerin, ab 1977 zugleich Ministerin
für die Soziale Sicherheit; 1978 bis 1979 Ministerin für Ge-
sundheit und Familie).
• Von 1979 - 1993 war sie Mitglied des Europäischen Parla-
ments; 1979 wurde sie für zweieinhalb Jahre als erste Frau
Präsidentin des erstmals direkt gewählten Europäischen Par-
laments. Sie setzte sich nachdrücklich für eine Stärkung der
Rolle und der Kompetenzen des Europäischen Parlaments
ein. 1993 kehrte sie als Ministerin für Soziales, Gesundheit
und Stadtpolitik in die französische Regierung zurück (bis
1995). 2009 erhielt Simone Veil bei der Verleihung des
Deutsch-Französischen Journalistenpreises den Medienpreis.
Quelle: www.france-allemagne.fr/Simone-Veil,1407.html

Am 30. Juni 2017 ist Simone Veil im Alter von 89 Jahren ver-
storben. 

Simone Veil (2008). Fo
to
:M

ar
ie
-L
an

N
gu
ye
n.

C
C
B
Y
3.
0,
W
ip
id
ia
.



Juni /Jul i 201 7NOG204

Nachschau: G20 – das war der Gipfel

A
uch wir OberhausenerInnen haben uns an verschiedenen
Aktivitäten von NOG20 beteiligt, und wir haben unsere ei-
genen Eindrücke und Einschätzungen vom Geschehen in

Hamburg. Eine Auswertung der Ereignisse vornehmen wollen
wir an dieser Stelle aber nicht. Stattdessen verweisen wir auf
unserer Website auf verschiedene Augenzeugenberichte und
Stellungnahmen, von denen wir denken, dass sie für die
Beurteilung des Geschehens nützlich sind. Nur so viel:
Der Krawall im Schanzenviertel am Abend vor der Großde-

monstration war genau das, was seit Monaten herbeigeredet
und -geschrieben wurde, was aber trotz der ständigen Provoka-
tionen der Repressionskräfte bis dahin ausgeblieben war. Er
wird von interessierter Seite dazu benutzt, linke Kräfte pauschal

zu diskreditieren. Wie weit Linke tatsächlich beteiligt waren, in-
teressiert diese Leute nicht.
Und der Krawall wird benutzt, um von dem eigentlich Be-

richtenswerten abzulenken:
Von der alltäglichen Gewalt, die diejenigen zu verantworten

haben, die sich bei G20 trafen. Von einer Politik, die Wenigen
unermesslichen Reichtum bringt, indem sie viele Millionen
Menschen in tiefes Elend stürzt. Und von dem unübersehbaren,
massenhaften Protest dagegen.
Aufdiese Politik und aufdiese Proteste, die sich weder durch

Hetze noch durch Polizeigewalt haben unterdrücken oder spal-
ten lassen, haben wir in der Avanti O. unseren Schwerpunkt
gelegt. 

Die Proteste in Hamburg
- ohne Anspruch aufVollständigkeit -

Weitere Bilder findet Ihr auf unserer Webseite: www.iso-4-oberhausen.de.

Aufruf: „Grenzenlose Solidarität statt G20!“

A
m7. und 8. Juli kommen zahlreiche Präsidenten und Premier-
minister*innen mit ihrem Tross zum 20. Gipfeltreffen der 19
„wichtigsten Industrie- und Schwellenländer“ plus der Europäi-

schen Kommission in die Innenstadt von Hamburg. Sie werden alle
dabei sein: Trump, Putin, Xi Jinping, Erdoğan, May, Macron, Macri,
Modi, Temer, der saudische König Salman ibn Abd al-Aziz, als Ver-
treter einer „Gastnation“ der philippinische Präsident Rodrigo Du-
terte und natürlich die Gastgeberin AngelaMerkel…
Sie werden so tun, als gebe es den zunehmenden Verlust an Legi-

timation der traditionellen Parteien und der neoliberalen Eliten
nicht, sie werden Loblieder auf„freie Märkte“ anstimmen, über ihre
Widersprüche hinwegwerden sie ihreWelt-Unordnung hochhalten
und ihreMacht demonstrieren.
Sofern sie sich auf etwas einigen werden, werden die Prekarisie-

rungderArbeitswelt, die Gentrifizierungder Städte, die Privatisierun-
gen von öffentlichen Betrieben und Diensten, Fundamentalismen
verschiedener Ausprägungen, reaktionärer Nationalismus, Fremden-
feindlichkeit undRassismus, Militarisierung, Antifeminismus undHo-

mophobieweitergehen undgesteigertwerden.
Setzen wir der Inszenierung derMacht der Herrschenden unsere

globale Solidarität entgegen!
Der Alternativgipfel „für globale Solidarität“, die Großdemonstrati-

on unddie vielfältigen Proteste gegen denGipfel derHerrschenden und
ihre Notstandsübung in Hamburg sind notwendiger Ausdruckunse-
rer Proteste undunsererKritikan den herrschendenVerhältnissen.
Nötig sind breite Solidarität über die Grenzen der Staaten hinweg

und die Europäisierung unserer politischen und sozialen Bewegun-
gen, damit unsere radikale emanzipatorische, antikapitalistische,
ökosozialistische Alternative möglich wird. Wir wollen undwir kön-
nen voneinander lernen, uns austauschen, gemeinsam handeln, un-
seren Protest aufStraße tragen. 

Internationale Sozialistische Organisation (ISO, Deutschland)
und Bewegung für den Sozialismus (BFS/MPS, Schweiz)

www.intersoz.org/grenzenlose-solidaritaet-statt-g20/

Mittwoch, 5. Juli bis Donnerstag, 6. Juli

Gipfel für globale Solidarität

Weit über 2.000 politisch interessierte und aktive Menschen be-
suchten nach Angabe der OrganisatorInnen die elf Podien in
der Kulturfabrik Kampnagel und die über 70 Workshops in der
näheren Umgebung. Auch die ISO, namentlich Paul Michel, bot
einen Workshop an, an dem ca. 50 Interessierte teilnahmen.
Das Thema: „Alternativen zu konzerngetriebenen Globalisie-
rung“.

Impressionen: NoG20-Aktionstage 201 7

Beim Gegengipfel aufKampnagel.
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Mittwoch, 5. Juli

„LIEBER TANZ ICH ALS G20 – AllesAllen“

Nachttanzdemo
Anscheinend die einzige Demonstration, die unbehelligt von der Polizei durchgeführt werden konnte: Tausende tanzten gegen
G20. Die Angaben zu den Teilnehmenden schwanken zwischen mehr als 10.000 und 25.000.

Donnerstag, 6. Juli

„G20 Welcome to Hell“

Internationale antikapitalistische Demonstration
Die Demo mit etwa 12.000 TeilnehmerInnen wurde nach weni-
gen Metern von der Polizei mit Schlägen, Pfefferspray und Was-
serwerfern angegriffen, ohne das sie einen Anlass dazu geboten
hätten. Doch die kraft Polizeiwillkür Auseinandergetriebenen
gingen nicht nach Hause, sondern sammelten sich andernorts
wieder und forderten weiter ihr Demonstrationsrecht ein. Stun-
den später konnten sich zwei Demozüge mit jeweils mehreren
tausend TeilnehmerInnen vereinigen und gemeinsam ihren
Protest aufdie Straße tragen.
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Die Welcome-to-Hell-Demo sammelt sich aufdem Fischmarkt .

Freitag, 7. Juli

„Den Gipfel stören, die Stadt zurückerobern“

Aktionstag
Das Ums Ganze-Bündnis hatte zum HamburgCityStrike aufgerufen: Eine Blockade legte über mehrere Stunden erfolgreich den
Betrieb des Hamburger Hafens lahm.
BlockG20 rief auf zum Tag der widerständigen und ungehorsamen Massenaktion zur Roten Zone in der Hamburger Innenstadt.
Mehr als 10.000 Menschen beteiligten sich an den Blockaden, die – obgleich heftig von der Polizei attackiert – für einige
Verzögerungen und Programmänderungen beim Gipfel sorgten, und so ihr Ziel erreichten.

Samstag, 8. Juli

„Grenzenlose Solidarität statt G20“

Großdemonstration eines breiten Bündnisses
Mindestens 76.000 TeilnehmerInnen zählte „Grenzenlose Soli-
darität statt G20“zum Abschluss des G20-Gipfels und war da-
mit die größte Demonstration, die Hamburg seit Jahrzehnten
gesehen hat. Dabei hinderten Polizeikontrollen zahlreiche Men-
schen an der Teilnahme. So landeten Jugendliche aus dem
Ruhrgebiet, die gemeinsam mit einem Bus der Falken nach
Hamburg reisten, direkt in der Gefangenensammelstelle (Gesa). Fo
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Die Großdemonstration am Samstag.

Sonntag, 9. Juli

„Solidarität mit den Gefangenen“

Demonstration zur Gefangenensammelstelle in Hamburg-Harburg
Hunderte AktivistInnen wurden im Laufe der Aktionstage in der „Gesa“ festgehalten, oft ohne Mitteilung des Grundes oder
Prüfung der Vorwürfe durch RichterInnen. AnwältInnen des „Legal Teams“, die ihnen Rechtsbeistand leisten wollten, wurden
gezielt bei ihrer Arbeit behindert. Etwa 2.000 DemonstrantInnen zogen am Samstag vom Rathaus Harburg zur „Gesa“, einem
ehemaligen Baumarkt, erklärten sich solidarisch mit den Gefangenen und forderten ihre sofortige Freilassung.
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Die Juli-Tage 1 91 7 in Russland

Ein „gescheiterter Putschversuch“ der Bolschewiki?
MANUEL KELLNER____________

E
ine große Demonstration am 18. Ju-
ni 1917 in Petrograd hatte den in-
zwischen überwältigenden Einfluss

der Bolschewiki unter den Arbeiterinnen
und Arbeitern der Hauptstadt gezeigt.
Mehr war durch Straßenproteste allein
nicht zu erreichen. Doch für einen Auf-
stand war es zu früh, weil im großen
Russland insgesamt noch keine Mehrheit
zu sehen war, die einen solchen Umsturz
unterstützt hätte. Darum bemühten sich
die Bolschewiki seitdem, die siedenden
Gemüter zu kühlen. Sie waren bestrebt,
die Massen der Hauptstadt von unnöti-
gen Konfrontationen abzuhalten.

Postfaktisches über die Juli-Tage

In der Süddeutschen Zeitung vom 8.
März 2017 heißt es: „Die linksradikalen
Bolschewisten versuchen im Juli 1917
einen Staatsstreich und werden von re-
gierungstreuen Truppen zusammenge-
schossen“B(www.sueddeutsche.de/politik/
russisches-revolutionsjahr-wie-das-zaren-
reich-unterging-1.3409424-8).
Das ist die Mutter aller fake-news, die

bürgerliche Journalisten immer noch ei-
ner vom andern abschreiben. Das Ziel ist
es, die Bolschewiki als Putschisten zu
verleumden. Mit der historischen Wahr-

heit, also mit den damaligen Ereignissen,
hat diese an den Haaren herbeigezogene
Behauptung nichts zu tun.
Der Generalstreik und die bewaffneten

Massendemonstrationen am 3. und 4.
Juli (alten Stils) entsprachen der explosi-
ven Stimmung der ArbeiterInnen und
der meisten Soldaten der Hauptstadt.
Die Bolschewiki hatten unbewaffnete
Demonstrationen vorgeschlagen. Sie
nahmen an der Aktion Teil, um sie in
friedliche Bahnen zu lenken. Die Partei-
organisation der Bolschewiki von Petro-
grad rief am 6. Juli in Übereinstimmung
mit dem Zentralkomitee ihrer Partei
zum Abbruch der militanten Aktionen
und zur Wiederaufnahme der Arbeit auf.

„Deutsche Agenten“?

Ab dem 5. Juli musste sich Lenin vier
Monate lang versteckt halten. Grund
hierfür war die absurde Beschuldigung,
ein bezahlter Agent des Deutschen
Reichs und der Hohenzollern zu sein.
Den Bolschewiki wurde von der russi-
schen Regierung vorgeworfen, einen be-
waffneten Aufstand zu planen und im
Sold der Deutschen zu stehen. In der
Folge ließ sie viele Bolschewiki verhaften
und ihre Zeitung Prawda (Wahrheit)

verbieten.
Die Provisorische Regierung erteilte

sich selbst Sondervollmachten. Das wur-
de nicht nur mit der Gefahr von links,
sondern auch mit der Gefahr eines reak-
tionären Militärputschs begründet. Die
Reaktion erhob nun ihr Haupt. Die von
den russischen Mehrheitssozialdemo-
kraten beherrschten Räte schienen ihre
revolutionäre Rolle ausgespielt zu haben.
Die Bolschewiki stützten sich in dieser
Zeit zunehmend auf die basisnahen Fa-
brikdelegierten und -komitees. Dort
verfügten sie bereits über eine eindeuti-
ge Mehrheit.
Das ungeduldige Drängen der großen

Mehrheit der ArbeiterInnen Petrograds
hatte im Juli 1917 zu einem halben Auf-
stand geführt. Dessen Niederschlagung
drängte die Bolschewiki fast in die Ille-
galität. Die Regierung Kerenski bemühte
sich mit teilweisem Erfolg um die Ent-
waffnung der revolutionären ArbeiterIn-
nen. Die besitzenden Klassen und die
äußerste Reaktion wurden zunehmend
unruhig. Musste man nicht mit diesem
ganzen Spuk der Räte und überhaupt
mit der Revolution gründlich aufräu-
men? Die Gefahr eines Militärputschs
lag in der Luft. 

4. Juli 1917, Petrograd, Newski-Prospekt: Regierungstruppen schießen DemonstrantenmitMaschinengewehren nieder. Foto: Wikipedia, gemeinfrei.
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Der Kornilow-Putsch 1 91 7

Einheitsfronttaktik als Gegenwehr?
MANUEL KELLNER____________

M
it bewaffneter Repression waren
die rebellierenden ArbeiterInnen
und Soldaten der Hauptstadt Pe-

trograd zurückgedrängt worden. Die
Bolschewiki wurden verleumdet und un-
terdrückt, und die Provisorische Regie-
rung schien das Heft des Handelns
wieder in die Hand zu bekommen.
Die Atempause für die von Kerenski

geführte Regierung konnte aber aus vie-
len Gründen nicht lange andauern. Der
wichtigste Faktor dafür war der völlige
Misserfolg der beschlossenen kriegeri-
schen Offensive. Vom 18. Juni bis zum 6.
Juli 1917 fielen nach Angaben des russi-
schen Hauptquartiers alleine an der Süd-
westfront 56.000 Mann. Als Ursache des
Scheiterns wurde die Tatsache genannt,
dass die Vorgesetzten bis hin zum Ober-
befehlshaber bei den Soldaten keinerlei
Autorität mehr genossen.

Kerenskis reaktionäres Programm

Oberkommandierender der Armee war
damals L.G. Kornilow. Er entpuppte sich
mehr und mehr als Kandidat für einen
Militärputsch. Dieser sollte nicht nur ge-
gen die Räte, sondern auch gegen die Pro-
visorische Regierung und die Februar-
Revolution richten. Sein extrem reaktio-
näres Programm verwirklichte allerdings
die Regierung Kerenski in wichtigen Tei-
len selbst: Feldgerichte und Todesstrafe
für Soldaten, Erhöhung des Brotpreises
um das Doppelte, Schutz der Großgrund-
besitzer vor Enteignungen, Vorbereitung
der Räumung des revolutionären Petro-
grad, Zusammenziehung von konterrevo-
lutionären Truppen um die Hauptstadt
Petrograd im Einvernehmen mit Kornilow.
Am 26. August schiebt Kornilow den

schwankenden Kerenski beiseite und führt
Truppen gegen Petrograd. Die Bolschewiki
sind zu dieser Zeit bestenfalls eine halble-
gale Partei, von der Kerenski-Regierung
verfolgt, die ihrerseits von den Menschewi-
ki und Sozialrevolutionären gedeckt wird.
Die Partei Lenins und Trotzkis zögert aber
keine Sekunde, um mit ihren politischen
Gefängniswärtern gemeinsame Sache ge-
gen den Putsch-General zu machen. Noch
im Gefängnis erteilt Trotzki einer Delegati-

on Kronststädter Matrosen folgenden Rat:
„Legt Euer Gewehr auf die Schulter von
Kerenski und schießt auf Kornilow.“ Sie
hätten nämlich am liebsten gleichzeitig mit
Kerenski und Kornilow abgerechnet.

Verteidigungskomitees
gegen den Putsch
Überall wurden einheitliche Verteidi-
gungskomitees gebildet, in denen die
bolschewistische Minderheit bald die
führende Rolle spielte. Kornilows
Putschversuch endete ohne viel Blutver-
gießen, weil ihm seine Soldaten ange-
sichts der Breite des Widerstands und
der Aussicht, auf ihre Brüder und Kame-
raden schießen zu müssen, nicht mehr
gehorchen wollten.
Trotzki schrieb 1932 rückblickend: „In

den letzten Augusttagen wurde Kornilow
niedergeschlagen, eigentlich nicht mit
Waffengewalt, sondern durch die bloße

Einmütigkeit der Massen. Sogleich nach
dem 3. September schlug Lenin in der
Presse den Menschewiki und Sozialre-
volutionären einen Kompromiss vor: Ihr
bildet die Sowjetmehrheit, sagte er ih-
nen. Nehmt die Macht, wir werden euch
gegen die Bourgeoisie helfen; garantiert
uns volle Agitationsfreiheit, und wir ge-
währleisten euch friedlichen Kampfum
die Mehrheit im Sowjet! Die Mensche-
wiki und Sozialrevolutionäre lehnten
den Kompromiss ab, das heißt den neu-
erlichen Vorschlag einer Einheitsfront
gegen die Bourgeoisie. Diese Ablehnung
wurde in den Händen der Bolschewiki
ein machtvolles Werkzeug für die Vor-
bereitung des bewaffneten Aufstandes,
der sieben Wochen später Menschewiki
und Sozialrevolutionäre hinwegfegte.“
(Schriften über Deutschland, Band 1 , S.
228) 

Foto: anton-dannat.de.Regierungstruppen besetzen die Redaktion der Prawda.
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Wer wir sind und was wir wollen

V.i.S.d.P.: ISO, 68026 Mannheim

TERMINE (weitere Infos bei der ISO Oberhausen)

• Mittwoch, 26.07.17, 19:00 Uhr, Treffen des Aktionskreises gegenUn-
ternehmerwillkür (AKUWILL), Linkes Zentrum, Oberhausen

• Freitag, 28.07.17, 10:00 Uhr, H&M mobbt BR: Berufungsverhand-
lung vor dem LAG Düsseldorf (siehe Seite 3)

Vorschau August

• Dienstag, 01 .08.17, 20:00 Uhr, Treffen des Frauen-Plenum Oberhausen,
Marktstr. 133, 46045 Oberhausen

• Freitag, 18.08.17 bis Mittwoch, 23.08.17: Degrowth Sommerschule,
Klimacamp, Rheinisches Braunkohlerevier

• Donnerstag, 24.08.17 bis Dienstag, 29.08.17: Aktionstage im Rheinland
2017, Klimacamp, Rheinisches Braunkohlerevier

• Montag, 28.08.17, Veranstaltung mit Dianne Feeley, Fabrik K14, Loth-
ringer Str. 64, 46045 Oberhausen

• Der August-Termin von AKUWILL stand bei Redaktionsschluss noch
nicht fest. Bitte nachschauen bei www.akuwill.de.

D
ie Internationale Sozialistische Organisation (ISO) ist Teil der 1938
gegründeten IV. Internationale. Sie ist in über 50 Ländern aktiv
und hält grundlegende Probleme der Welt – Krieg, Umweltzer-

störung, Arbeitslosigkeit, Armut und Hunger – im Rahmen der kapita-
listischen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung nicht für lösbar. Sie
strebt eine selbstverwaltete sozialistische Demokratie an, die die Aus-
beutung des Menschen durch den Menschen beendet. Deshalb fördert
die ISO alle Bemühungen, aktiv und gemeinsam mit anderen politi-
schen Strömungen für die sozialen Errungenschaften, demokratischen

Rechte und wirtschaftlichen Interessen insbesondere der arbeitenden
Klasse einzutreten. Sie unterstützt den Kampf gegen Rassismus, Frau-
enunterdrückung und jede Art von Diskriminierung. Sie setzt sich für
den Erhalt der Umwelt ein. Sie fordert die politische, rechtliche und so-
ziale Gleichstellung aller in der Bundesrepublik lebenden Menschen
und die völlige Gleichstellung der Geschlechter. Ziel der ISO ist es, das
Vertrauen der Menschen in ihre eigene Kraft zur radikalen Verände-
rung zu stärken. Der Schwerpunkt ihrer Aktivitäten liegt in den außer-
parlamentarischen Kämpfen. 

4. Konferenz „Betriebsräte im Visier“

I
mmer wieder werden Angriffe aufBetriebsräte (BR) bekannt.
Medien nennen in diesem Zusammenhang die Namen XXXL,
MK-Kliniken, WISAG, BITO, GE, H&M, IKEA, HYUNDAI,

RHENUS und andere mehr oder weniger prominente Unterneh-
men.
Firmenleitungen, „Unrechtsanwälte“ und „Beratungsfirmen“

zerstören mit ihren strategisch koordinierten Attacken vor allem
sowohl die Gesundheit von „störenden“ Betriebsräten als auch
deren berufliche und finanzielle Existenz. In der Regel schädigen
die Mobber durch ihren Psychoterror massiv auch die Familien der
betroffenen KollegInnen. Es geht hierbei um kriminelle Angriffe
aufengagierte Menschen und umMenschenrechtsverletzungen.
Alle bisher öffentlich wahrnehmbaren Fälle sind nur die sicht-

bare Spitze eines großen Eisberges. In den letzten Jahren sind of-
fenbar hunderte von engagierten Betriebsratsmitgliedern gemobbt
worden. Zehntausende der von ihnen in den Betrieben vertrete-
nen KollegInnen haben also beängstigende Angriffe auf ihre de-
mokratisch gewählten Interessenvertretungen erlebt.
Gegen BR-Mobbingmuss im konkreten Fall wirksamerWider-

stand aufbetrieblicher, rechtlicher und politischer Ebene geleistet
werden. Das Mannheimer Komitee „Solidarität gegen BR-Mob-
bing“ organisiert dazu im vierten Jahr in Folge die Konferenz „Be-
triebsräte im Visier“. Hier werden sowohl aktuelle Beispiele der
Gewerkschafts- und Betriebsratsbekämpfung dargestellt als auch
Wege der Gegenwehr analysiert. Nicht zuletzt aber will die Tagung
KollegInnen, die von BR-Mobbing betroffen sind, ein Forum zum
solidarischen Erfahrungsaustausch und zur noch wirksameren
Unterstützung bieten. 




